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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 12 P 3/07 B 
 
L 2 P 29/06 (Bayerisches LSG) 
S 32 P 104/05 (SG München) 
 
 
 
 
..................................................................................................................................., 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..........................................................., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Angestellten-Krankenkasse -Pflegekasse-, 
Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Oktober 2007 durch 

den Richter   Dr.  B e r c h t o l d   - Vorsitzender - sowie den Richter  

Dr.  B e r n s d o r f f   und die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 20.6.2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache über den Umfang der Beitragspflicht des Klägers in 

der sozialen Pflegeversicherung.  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts (LSG) vom 20.6.2007 ist in entsprechender Anwendung von § 169 Satz 2 

und 3 SGG als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des Rechtsmittels 

entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend dargelegt oder be-

zeichnet.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden. 

 

Der Kläger beruft sich allein auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. Die Beschwer-

debegründung muss hierzu ausführen, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren Klärung 

über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfort-

bildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch 

das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; 

BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; BVerwG NJW 1999, 304; vgl auch: BVerfG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die 

Rechtsfrage nach dem Stand der Rechtsprechung und Lehre nicht ohne weiteres zu beantwor-

ten ist und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der Rechtslage im 

Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). Diesen Anforderungen 

genügt die Beschwerdebegründung nicht ansatzweise. 

 

Der Kläger hat bereits keine Rechtsfrage formuliert. Soweit er auf die inhaltliche Unrichtigkeit 

des angegriffenen Urteils hinweist, lässt er unbeachtet, dass eine entsprechende Überprüfung 

im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde ausgeschlossen ist und erst nach zulässiger 

Einlegung der aufgrund Zulassung statthaften Revision durch das BSG als Revisionsgericht 

eröffnet ist.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen, § 160a Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 SGG. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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